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Zur Statiltik der Arbeitsſcheu. 


Von W. Trümmel, k. k. Polizeicommiſſar in Prag. 


Bekanntlich befteht feit dem Jahre 1874 bei uns die Einrichtung, | 


daß die kk. politifchen und (im den pauptſtädten) die l. f. Polizei⸗ 
behörden alljährlich an die vorgeſetzte Behörde einen Ausweis zu liefern 
haben über die Anzahl derjenigen Individuen, gegen welche im Verlaufe 
des Jahres nach dem Geſetze vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108, 
bezw. jetzt nach dem Geſetze vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89), 
vorgegangen wurde. 

Dieſer Ausweis wird nach einem Formular angefertigt, das ſieben 
Rubriken enthält, welche ziffermäßig auszufüllen ſind. Letztere beziehen 
ſich auf die wichtigſten Beſtimmungen des Vagabundengeſetzes, und zwar 
die Rubriken I bis Y auf die Paragraphe: 1 (Landſtreicherei), 
2 Arbeitsſcheu), 10 (Zuwiderhandeln gegen die mit der Polizeiaufſicht 
verbundenen Verpflichtungen), 4, 5 (Zuläſſigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufſicht), 13 (Ausspruch über die Zuläſſigkeit der Abgabe in die 
Zwangsarbeits⸗ (Beſſerungs⸗) Anſtalt); die Rubriken VI und VII betreffen 
oh Zahl der Fälle, in welchen nach $ 7, reſp. 15 cit. Geſetzes die 
Poltzeiaufficht, bezw. die Abgabe in die Correctionsanſtalt wirklich ver⸗ 
hängt wurde. Die Rubriken I bis „ werden auf Grund der von den 
bezüglichen k. k. Bezirksgerichten (für Uebertretungen) gelieferten Daten 
ausgefüllt. 

Daß uns verläßliche ſtatiſtiſche Daten gerade auf dieſem in das 
ſociale Leben des Staates tief einſchneidenden Rechtsgebiete ſehr von 
Nöthen waren und daß durch dieſelben einem tiefgeſühlten Mangel 
weſentlich abgeholfen wurde, bedarf keiner näheren Erwähnung. Es iſt 
auch nicht Aufgabe dieſer Zeilen, die Frage zu erörtern, ob und in welcher 
Weiſe das ſo aufgeſpeicherte ſtatiſtiſche Material bisher verwerthet wurde. 
Führen doch die Ziffern allein eine ſehr beredte Sprache! 


— 


2995 15 Kürze halber wollen wir in der weiteren Ausführung dieſes Aufſatzes 

Bere an Geſetz altes, das letztere neues Vagabundengeſetz nennen und uns der 

115 5 mungen a. V. G. und n. V. G. bedienen, welche Bezeichnung auch ſchon 
er Gerichtspraxis eingeführt wurde. 


Aber eben mit der Frage der praktiſchen Verwerthung jener 
ſtatiſtiſchen Elaborate iſt eng verbunden die Frage nach der Beſchaffenheit, 
der Anlage der bezüglichen Formulare. 

Daß das bisherige Formular mit ſeinen ſieben Rubriken den 
Beſtimmungen des a. V. G. angepaßt war und deshalb dem 
beabſichtigten Zwecke vollkommen entſprach, unterliegt gar keinem 
Zweifel, was ſchon aus dem äußeren Umſtande zur Genüge erhellt, 
daß in dem mehr als Ein Decennium faſſenden Zeitraum eine Aenderung 
in der Anlage nicht eingetreten iſt, noch ſich die Nothwendigkeit derſelben 
irgendwie fühlbar zeigte. 

Nun iſt aber das a. V. G. durch das Gefetz vom 24. Mai 
1885, R. G. Bl. Nr. 89, in ſeinen wichtigſten Beſtimmungen 
modificirt, bezw. aufgehoben worden und es entſteht naturgemäß die 
Frage, ob durch das neue Geſetz nicht auch die Anlage der vorbeſprochenen 
Jahresausweiſe derart beeinflußt wird, daß ſich eine Aenderung der— 
ſelben bezüglich der auszufüllenden Rubriken aus theoretiſchen und 
praktiſchen Gründen als nothwendig herausſtellt? 

Allerdings iſt das neue Geſetz im Großen und Ganzen Nichts 
als eine neue Auflage des alten mit härteren Beſtimmungen und ſind 
auch die Schlagworte dieſelben geblieben. Abgeſehen aber von der 
veränderten Paragraphenfolge (der $ 2 des alten Geſetzes iſt beiſpiels⸗ 
weiſe im neuen Geſetze zum § 3 geworden) und abgeſehen von der 
modificirten Begriffsbeſtimmung des § 1, die auf die Beantwortung 
der in Rede ſtehenden Frage ſonſt keinen Einfluß übt, darf nicht über⸗ 
ſehen werden, daß das neue Geſetz auch noch ganz neue Beſtimmungen 
aufgenommen hat, die in dem früheren fehlten und für die es deshalb 
in dem bisher in Geltung ſtehenden Ausweisformular keine Rubrik gab. 
Und doch ſind es Beſtimmungen von ſolcher Tragweite und Bedeutung 
für die Statiſtik der ſocialen Zuſtände im Staatsleben, daß ſie unmöglich 
ohne Beachtung bleiben können, bleiben dürfen! 

So iſt unter Aufhebung der 88 517, 518, 519, 520 und 521 
des allgemeinen Strafgeſetzes das Betteln zu einer Uebertretung des 
n. V. G. geworden und wurde zugleich der frühere Geſetzesbegriff 
des Bettelns weſentlich modificirt. Neu iſt ferner die Beſtimmung 
des § 5, womit der gewerbsmäßigen Unzucht und dem Dirnenweſen 
überhaupt kräſtig geſteuert werden ſoll. Selbſt unter der Herrſchaft 
der alten Beſtimmungen des allgemeinen Strafgeſetzes (§8 509, 
510 und 511) wurden die hierauf bezüglichen Straffälle in den gericht⸗ 
lichen Ausweiſen nicht ſeparat in Evidenz geführt, noch weniger kann 
dies aber gegenwärtig auf Grund des alten Formulares geſchehen, weil 
es hiefür keine Rubrik gibt. 

Auch die Beſtimmung des § 4 n. V. G. iſt ganz neu und von 
ſolcher Beſchaffenheit für die ſociale Statiſtik, daß die Zahl der Straf⸗ 
fälle in den beſprochenen Jahresausweiſen ihren Ausdruck finden ſollte. 
Daß dies nicht ſchon heuer bei Verfaſſung des Jahresausweiſes pro 
1885 geſchehen iſt, mag wohl darin ſeinen Erklärungsgrund finden, 
weil das neue Vagabundengeſetz erſt in der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahres (mit dem 27. Juli) in Wirkſamkeit trat, daher noch von ſehr 


kurzer Dauer war. Für alle Fälle wäre es angezeigt geweſen, wenn 
betreffs des zu erſtattenden Jahresausweiſes eine Verfügung getroffen 
worden wäre, wodurch man allen Mißdeutungen und Irrthümern, die 
aus der Verquickung der alten mit den neuen Anordnungen des Vaga⸗ 
bundengeſetzes entſtehen könnten, vorgebeugt hätte. 

So drängt ſich Einem die Frage auf, was man unter dem 
Schlagworte „Arbeitsſcheu“, welches die Rubrik II des Ausweisformu⸗ 
lars zur Ueberſchrift hat, verſtehen ſolle? Vor dem Jahre 1885 war 
in dem fraglichen Formular nebſt dem Schlagworte „Arbeitsſcheu“ noch 
der 8 2 des a. V. G. citirt, es war daher jeder Zweifel über 
die Beſtimmung der Rubrik Il und deren Tragweite ausgeſchloſſen, 
zumal das Wort „Arbeitsſcheu“ ſelbſt außer im § 2 ſonſt an 
keiner anderen Geſetzesſtelle des ä. V. G. erwähnt vorkommt. Gegenwärtig 
enthält $ 2 n. V. G. Vorſchriften wider das Betteln und bedient ſich 
im zweiten Abſatze des Alinea 1 des Ausdruckes „Arbeitsſcheu“. 


Nun entfteht die Frage, ſoll das Zuwiderhandeln gegen die Vor— 
ſchrift des 8 2 u. V. ©. bei Ausfüllung der Rubriken im ſtatiſtiſchen 
Ausweiſe gar nicht zum Ausdrucke kommen, weil es an einer ſolchen 
Rubrik gebricht, oder ſoll man von dieſem äußeren Mangel abſehen 
und die Zahl der hierauf bezüglichen Straffälle dem Ausweiſe bei- 
ſchließen, und wenn ja, was eutſchieden verlangt werden muß, wie ſoll 
dies geſchehen? Soll eine ſelbſtſtändige Rubrik geſchaffen werden, oder 
iſt es begriff lich und praktiſch zuläſſig, die nach §S 2 n. V. G. abgehan- 
delten Straffälle (Betteln) mit jenen nach S 3 n. V. G. (Arbeitsſcheu) 
abgeführten zu vereinigen und in der Rubrik II („Arbeitsſchen“) zu— 
ſammenzufaſſen? 

Da nun die Rubrik IT des Formulars gegenwärtig lediglich die 
Ueberſchrift „Arbeitsſcheu“ trägt, dieſes Wort auch im § 2 des neuen 
Geſetzes vorkommt, und man bisher gewohnt war, das Betteln, welches 
nun eine nach dem Vagabundengeſetze zu ahndende Uebertretung geworden 
iſt, als eine Art Arbeitsſcheu zu betrachten, bezw. dem Begriffe „Betteln“ 
den Begriff „Arbeilsſcheu“ als weſentliches Merkmak zu Grunde zu 
legen, ſo iſt nichts natürlicher, als daß man darauf kommen konnte, 
die Straffälle nach $ 2 mit jenen nach $ 3 n. V. G. zu verbinden 
und die Geſammtziffer in die Rubrik II („Arbeitsſcheu“) einzuſtellen. 

Ich weiß zwar nicht, ob dies überall geſchehen iſt, aber genug 
daran, daß die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, wie denn ich zu der 
Ueberzeugung kam, daß in einem mir zufällig bekannt gewordenen Falle 
dies wirklich geſchehen iſt 

Zufolge eines ſolchen über Requiſition der Polizeibehörde von 
einem Gerichte verfaßten Vagabundenausweiſes wurden im Laufe des 
Jahres 1885 laut Rubrik I wegen Landſtreicherei (§ 1 V. G.) 1597, 
laut Rubrik II wegen Arbeitsſcheu 479 Individuen verurtheilt; weiters 
wurde (R. IV) bei acht Perſonen die Zuläſſigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufſicht und bei 32 Individuen die Zuläſſigkeit der Abgabe in 
die Zwangsarbeitsanſtalt (R. X) gerichtlich ausgeſprochen. 

Vergleicht man nun die Rubriken I und * mit der Rubrik II, 
ſo muß auf den erſten Blick die ungewöhnlich hohe Ziffer der wegen 
Arbeitsſcheu beſtraften Individuen auffallen, ſie muß uns befremden, 
wenn man erwägt, daß nur bei 32 Individuen von der Anordnung 
des S 13 Gebrauch gemacht wurde. Da das Gericht hierbei an den 
Antrag des öffentlichen Anklägers nicht gebunden iſt, denſelben nicht 
abzuwarten braucht, ſondern ganz ſelbſtſtändig vorgehen kann, ſo ent- 
fällt der möglicherweiſe zu erhebende Einwurf, daß der öffentliche An⸗ 
kläger es unterlaſſen hat, den bezüglichen Antrag zu ſtellen, wiewohl 
auch diefer Einwurf die hohe Ziffer in der Rubrik II nicht erklären 
konnte. 

Aber auch der Umſtand böte keine Erklärung, daß eigentlich nicht 
die Individuen, ſondern die Straffälle gezählt wurden, welche mit der 
Zahl der abgeſtraften Perſonen ſelten, ja regelmäßig niemals überein⸗ 
ſtimmen. 

Vollends unerklärlich wäre aber dieſe Erſcheinung, wenn feitge- 
ſtellt iſt, daß demſelben Gerichte im Verlaufe des ganzen Jahres ledig⸗ 
lich ein Fall, bezw. ein Individuum zur Amtshandlung wegen 
Arbeitsſcheu (und zwar noch nach dem a. V. G. § 2) zur Anzeige 
gebracht und eben nur dieſes Eine Individuum wegen der Ueber⸗ 
tretung der Arbeitsſcheu verurtheilt wurde. Zieht man überdies 
einen Vergleich zwiſchen dieſem ſtatiſtiſchen Ausweiſe und den borjähri- 
gen, ſo kommt man aus den Staunen nicht heraus. Denn nach den 
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Ausweiſen desſelben Gerichtes wurden verurtheilt: 


im Jahre 
1874*) wegen Landſtreicherei (8 1 a. V. G.) 626, wegen Arbeitsſcheu 
1875 1580 „ 


Perſonen 
( 2 a. V. G.) 20 


77 " " " 77 6 
1876 5 # 7 1710 „ 0 5 
1877 „ 5 3 = 9 
1878 „ a 1 200? „ 1 1 3 
1879 10 N 5 1845 „ 5 6 
1880 „ 0 5 1662 „ 1 R 1 
1881 m " 7} 1244 7 " U vr 
1882 m N 913 } 2 
1883 „ h Be b 1 6 
1884 „ 5 1 894 2 


Um nun dieſer auffallenden Erſcheinung auf den Grund zu 
kommen, nahm ich mir die Mühe einer Ueberprüfung jener Daten und 
da fand ich, daß man die nach den 88 517 — 520 St. G., reſpective 
(feit 27. Juli 1885) nach $ 2 des n. V. G. (wegen Uebertretung 
des Bettelns) abgeführten Straffälle mit jenen nach § 2 des 
alten, beziehungsweiſe 8 3 n. V. G. erfolgten Aburtheilungen 
(wobei übrigens $ 3 nur in einem Falle und nur bezüglich einer Perſon 
angewendet wurde) vereinigte und die ſo zum Vorſchein gekommene 
Geſammtziffer in die Rubrik II (Arbeitsſcheu) einſtellte. 

Daß dieſer Vorgang den Schein einer Berechtigung hat, glaube 
ich bereits früher nachgewieſen zu haben. 

Nichtsdeſtoweniger halte ich denſelben für gänzlich verfehlt und 
unzuläſſig. 

Ich glaube keinem Widerſpruche zu begegnen, wenn ich behaupte, 
daß in die Rubrik II (Arbeitsſcheu) nur jene Aburtheilungen einzuſtellen 
find und eingeſtellt werden dürfen, welche nach 8 2 des alten, 
beziehungsweiſe nach $ 3 des neuen Geſetzes erfolgt find. 

Denn der Begriff „Arbeitsſcheu“, wie er in den Geſetzen vom 
10. Mai 1873 und vom 24. Mai 1885 vorkommt, iſt ein ſpeeifiſcher, 
der nicht mit anderen in demſelben Geſetze vorkommenden Begriffsbeſtim— 
mungen vermengt oder gar identificirt werden darf. Das Delict der 
Arbeitsſcheu iſt ein ganz ſelbſtſtändiges Delict, deſſen ſtrafrechtliche 
Fixirung im Geſetzeswege bei uns eben erſt durch das Geſetz vom 
10. Mai 1873 erfolgte. Darum gebührt demſelben auch ein ſelbſtſtän⸗ 
diger Platz in dem vorbeſprochenen ſtatiſtiſchen Ausweiſe. 

Zum Begriffe des „Betteln“ iſt nach der ausdrücklichen Beſtim⸗ 
mung des neuen Geſetzes (3 2) das Moment der Arbeitsſcheu gar nicht 
erforderlich, ſondern nur das Moment der Publicität. In dem Alinea 1 
des § 2 n. V. G. wird geradezu unterſchieden zwiſchen „Betteln“ und zwi⸗ 
ſchen dem „in Anſpruch nehmen“ der öffentlichen Mildthätigkeit. Blos im 
letzteren Falle wird erfordert, daß die „Inanſpruchnahme“ aus 
Arbeitsſcheu geſchieht. Daraus folgt aber, daß das Betteln nicht 
wegen Arbeitsſcheu, welche (in ſubjectiver Beziehung) möglicherweiſe dem 
Delicte ſelbſt zu Grunde liegen könnte, geſtraft wird, ſondern wegen 
des Momentes der Publicität, wie denn es jedem Praktiker bekannt 
iſt, wie wenig es unter den alten und gebrechlichen Individuen, die 
wegen Betteln aufgegriffen werden, ſolche gibt, die nur aus Arbeitsſcheu 
betteln würden. Doch darüber ließen fich Capitel ſchreiben, die aber zu 
dieſem Gegenſtande weſentlich nicht gehören.“) 

Aber auch die Arbeitsſcheu allein wird nicht beſtraſt, wenn 
es ſich um die andere Art des Bettelns im Sinne des § 2, Alinea 1 
n. V. G. handelt (Inanſpruchnahme der öffentlichen Mildthätigkeit), ſon⸗ 
dern nur dann, wenn das arbeitsſcheue Individuum die öffentliche 
Mildthätigkeit in Anſpruch nimmt, was doch begrifflich verſchieden iſt 
von dem in dem nachfolgenden Paragraphe (3) des n. V. G. fixirten 
Delicte der eigentlichen Arbeitsſcheu, welches lediglich darin beſteht, daß 
ein Individuum dem ihm ertheilten Arbeitsauftrage nicht nachgekommen 
iſt, weil es keine Arbeit ſuchte und nicht ſuchen wollte. Auf demſelben 
Principe beruht übrigens auch die Beſtimmung des § 4 des n. V. G., 
welche nur noch ein weiterer Beleg iſt für die hier verfochtene An⸗ 
ſchauung. 


) In der Zeit vom 1. Auguſt 1873 bis Ende 1874. 
) Vg. den Aufſatz: Das neue Vagabundengeſetz von Dr. Friedr. Frey 
in der „Ger.⸗H.“ Nr. 35 ai. 1885. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


i Wildſchadenerſatzanſprüchen. Die politiſche 
Wee ne die Een über a Wudſchadenerfatz⸗ 
anſpruch nicht aus dem Grunde ablehnen, weil die Erhebung des 

Schadens durch Augenschein nicht mehr möglich iſt. 

Der Hausbeſitzer Bartholomäus D. in M. brachte im Septem- 
ber 1884 bei dem dortigen Bezirksgerichte eine Klage gegen den 
Pächter der Gemeindejagd Martin S. ein, deren Petit dahin ging, es 
möge S, welcher auf Grund eines Vergleiches zwiſchen ihnen fi 
verpflichtet hatte, ihm nach der Ernte einen Wildſchadenerſatz von 
1½ Hektoliter Gerſte und 15 Bürteln Gerſtenſtroh zu leiſten, während er 
ihm dermalen nur 75 Liter Gerſte geben wolle, zur Einhaltung des Ver- 
gleiches verhalten werden, wobei er (Kläger) bereit ſei, an Stelle der Natural- 
leiſtung 6 fl. 75 kr. für die Gerſte und 90 kr. für das Stroh anzunehmen. 

Das Bezirksgericht wies jedoch Bartholomäus D. mit Beſcheid 
vom 28. September 1884, Z. 7486, gemäß der Minifterialverordnung 
vom 14. Juli 1859, R. G. Bl. Nr. 128, an die Verwaltungsbehörden. 


Das Oberlandesgericht in W. behob über Recurs des D. mit 


Erledigung vom 3. October 1884, 8. 16.897, den angefochtenen 
Beſcheid und verordnete die ordnungsmäßige Erledigung der Klage mit 
Umgehung des gebrauchten Weiſungsgrundes, weil nicht der Erſatz, 
d. h. die Zahlung eines erſt auszumittelnden Entſchädigungsbetrages, 
ſondern die Leiſtung deſſen gefordert wird, wozu ſich Geklagter angeb- 
lich im Vergleichswege verpflichtet hat, daher die Incompetenz des 
Gerichtes nicht offen vorliegt.“) 

Das Bezirksgericht nahm nun am 31. October und 21. Novem⸗ 
ber 1884 die Verhandlung vor. Der Richter verkündete jedoch den 
Beſchluß, daß er ſich zur Fortführung und Eutſcheidung dieſer Rechts⸗ 
ſache nicht für competent erkläre, weil Kläger bisher nicht dargethan 
habe, daß er aus einem Vergleiche, ſomit aus einem Vertrage eine 
Forderung für Wildſchäden an den Geklagten zu ſtellen habe, da einer- 
ſeits bei dem vorgeſchützten Vergleiche keine Zeugen anweſend waren, 
andererſeits der beſchworenen Ausſage des Klägers über die Höhe der 
verglichenen Entſchädigungsforderung die Ausſage des Geklagten diame— 
tral entgegenſteht und dieſe Ausſagen kein anderes Reſultat geliefert 
haben, als daß Kläger und Geklagter fortwährend in einem Unter— 
handlungsſtadium ſich befanden, ohne ſich zu vergleichen, daher bezüglich 
der nicht verglichenen Wildſchadenentſchädigung die Competenz der poli— 
tiſchen Behörde eintritt und ein Urtheil über dieſe Bagatellſache auf 
Grund der bisherigen Ergebniſſe der Verhandlung den Kläger in ſeinem 
Rechte auf Erlangung der Wildſchadenentſchädigung nur präjudiciren 
würde, weil ihm die res judicata eingewendet werden könnte. 

Ueber Anſuchen des D., ſeinen Wildſchadenerſatzanſpruch an die 
politiſche Behörde zu leiten, überſendete das Bezirksgericht die Acten 
der Bezirkshauptmannſchaft zur allfälligen Amtshandlung. 

D. gab bei der Bezirkshauptmannſchaft noch an, daß die beſchä— 
digte Gerſte nicht mehr am Felde ſteht, und daher nicht mehr beſichtigt 
werden kann. 

Die Bezirkshauptmannſchaft gab ſohin mit Entſcheidung vom 
21. März 1883, 8. 4069, dem Einſchreiten wegen fachlicher Unzuſtändig⸗ 
keit keine Folge. In den Gründen wurde unter Anderem geſagt: „die 
politiſche Behörde kann über einen Wildſchadenerſatzanſpruch nur dann 
entſcheiden, wenn ſie angerufen wurde und eine Erhebung und Schätzung 
des Schadens vorangegangen iſt. Unter Erhebung könne nur die com— 
miſſionelle Beſichtigung verſtanden werden, nicht aber ein Zeugen— 
beweis, weil ſonſt von keiner Schätzung die Rede ſein könne. Damit 
die politiſche Behörde die Erhebung und Entſcheidung veranlaſſen 
könne, müſſe ſie zu einer Zeit angerufen werden, da der Schaden noch 
ſichtbar iſt; da dies nicht geſchehen ſei, könne die politiſche Behörde 
nicht entſcheiden. In dem vorliegenden Falle beſtehe zwar allerdings ein 
Anſpruch auf Wildſchadenerſatz, über welchen jedoch, wenn er überhaupt 
klagbar iſt, nur der Civilrechtsweg betreten werden kann; denn hier 
handle es ſich um einen ohne Ingerenz der politiſchen Behörde 
geſchloſſenen Privatvergleich; über den Beſtand eines ſolchen, ſelbſt 
wenn er eine Wildſchadenangelegenheit zum Gegenſtande habe, könne 
die politiſche Behörde nicht entſcheiden“ Ferner wurde in der Ent⸗ 
ſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft gegenüber der Begründung des richter⸗ 
lichen Urtheiles, das iſt gegenüber der bezirksgerichtlichen Ablehnung einer 


. Man vergl. den in Nr. 41 auf S. 171 des Jahrg. 1885 dieſer 
Zeitſchr. mitgetheilten Fall. 
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Urtheilsfällung und insbeſondere jeder gerichtlichen Competenz noch be⸗ 
merkt: „War der Richter zur Entſcheidung der Frage competent, ſo iſt die 
politiſche Behörde zur Entſcheidung in derſelben Frage nicht competent 
und wird die Entſcheidung ablehnen, mag nun der Richter entſchieden 
haben oder nicht. War der Richter nicht competent, ſo iſt ſeine Ent⸗ 
ſcheidung geſetzwidrig und liegt eine res judicata gar nicht vor; die 
politiſche Behörde wird ohne Rückſicht auf das richterliche Urtheil vor⸗ 
gehen. Die erwähnte exceptio rei judicatſe könne daher niemals an⸗ 
gewendet werden.“ 

D. hat in 
der Richter oder 


offener Friſt recurrirt und führte aus, daß entweder 
die politiſche Behörde geirrt haben müſſen, da ihm 
doch das Recht, ſeinen Wildſchadenerſatz geltend zu machen, zuſtehe. 
Jedenfalls dünke ihm der bezirksgerichtliche Ausſpruch hier mehr dem 
Wortlaute und Geiſte des Geſetzes zu entſprechen, als das Erkenntniß 
der Bezirkshauptmannſchaft, welches die politiſche Competenz ganz will— 
kürlich einſchränke; denn das Bezirksgericht habe ja eben ſich deshalb 
nicht für competent gefunden, weil eine privatrechtliche Vereinbarung 
über Quantität und Qualität des Erſatzes nicht erwieſen ſei. Die 
Miniſterialverordnung vom 14. Juli 1859 erkläre aber ausdrücklich, 
daß alle Wildſchadenerſatzanſprüche ausſchließlich bei der politiſchen 
Behörde einzubringen ſeien, woraus folge, daß die Competenz der poli— 
tiſchen Behörde nicht von dem Zeitpunkte, in welchem ihre Entſcheidung 
angerufen wird und nicht von Beweismitteln abhängen kann. 

Die Statthalterei gab mit Entſcheidung vom 23. Mai 1885, 
Z. 18.683, dem Recurſe aus den Gründen der angefochtenen Ent- 
ſcheidung keine Folge und ſprach zugleich im Hinblicke auf die Recurs⸗ 
ausführungen aus, „daß auch ein Anſuchen um Erhebung und Zuer— 
kennung eines Schadens von vorneherein abzuweiſen war, weil nach 
Ausſage des D. die beſchädigte Gerſte zur Zeit, als die Intervention 
der Bezirkshauptmannſchaft angerufen wurde, nicht mehr am Felde 
ſtand und deshalb auch der Schaden durch Beſichtigung und Schätzung 
durch Sachverſtändige nicht mehr erhoben werden konnte; für den 
Wildſchadenerſatzanſpruch der Behörde aber nur jener Schadenbeſtand 
maßgebend iſt, der zur Zeit der commiſſionellen Erhebung noch ſicht— 
bar iſt und conſtatirt wird.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte Bartholomäus D. den Mini- 
ſterialrecurs ein. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat am 13. October 1885, 
unter Z. 13.243, diesfalls nachfolgend entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Bartholo- 
mäus D. Folge zu geben, die angefochtenen Entſcheidungen im Hinblicke 
auf die Miniſterialverordnung vom 14. Juli 1859, R. G. Bl. Nr. 128, 
zu beheben und der Bezirkshauptmannſchaft in M. das meritoriſche 
Eingehen in die Klage des D., ſohin die meritoriſche Entſcheidung 
hierüber aufzutragen, zumal auch das von Bartholomäus D. aus dem 
Grunde eines zwiſchen ihm und dem Jagdpächter Martin S. angeblich 
geſchloſſenen Privatvergleiches früher angerufene Bezirksgericht in M. 
mit einem von D. nicht weiter recurrirten Beſchluſſe das Vorhanden⸗ 
ſein eines ſolchen Vergleiches nicht als erwieſen erklärte, ſohin feine 
Incompetenz ausſprach, und Bartholomäus D. eben erſt in Folge 
deſſen und aus dieſem Grunde, d. i. alſo nicht mehr aus dem Titel 
eines ſolchen Privatvertrages, die politiſche Entſcheidung und Zuerken⸗ 
nung eines Wildſchadenerſatzes angeſprochen hat. 

Es wird auch der Bezirkshauptmannſchaft zu bemerken ſein, daß 
es ungehörig war, in ihrer Entſcheidung ſich in eine polemiſche Wider- 
legung der Gründe eines richterlichen Urtheiles einzulaſſen.“ 85 


Active Militärperfonen find der Strafcompetenz auch der poli⸗ 
tiſchen Behörden entzogen. 

Anläßlich eines Falles, in welchem ein activer Officier von der 
politiſchen Behörde erſter Inſtanz wegen Uebertretung der Eiſen⸗ 
bahnbetriebsordnung (begangen durch vorzeitiges Abſpringen vom Eiſen⸗ 
bahnzuge) zu einer Geldſtrafe verurtheilt worden war, hat die k k. 
niederöſterreichiſche Statthalterei mit Erlaß vom 3. December 1885, 
3. 59.218, ausgeſprochen, daß nach $ 53, Alinea 2 der Wehrgeſetz⸗ 
novelle vom 2. October 1882 (R. G. Bl. Nr. 153), wonach die 
in activer Dienſtleiſtung Stehenden des ſtehenden Heeres, der Kriegs⸗ 
marine, der Erſatzreſerve und der Landwehr den militäriſchen Straf— 
und Disciplinargeſetzen unterliegen, auch die politiſchen Behörden zu 
Strafamtshandlungen gegen ſolche Perſonen nicht competent ſind — und 
hat dieſelbe aus dieſem Grunde das betreffende Straferkenntniß behoben. 

E VH. 


Geſetze und Verordnungen. 


1885. J. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen-Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 9. Ausgeg. am 9. Februar. — Erhöhung der Manipulationsgebühr 

für die poſtämtliche Vermittlung des Zollverfahrens bei Fahrpoſtſendungen. H. M. 

8. 3825. 1. Februar. — Theilweiſe Abänderung der hierortigen Verordnung 

vom 8. September 1884, 8. 32.363, in Betreff der Einrichtung des Beſtell⸗ 

dienſtes von Poſtfrachten an Adreſſaten in Wien. H. M. 8. 45.552 ex 1884. 


1. Februar. — Xuflaffung von Poſtſtationen in Tirol und Vorarlberg, dann 
eines Poſtamtes in Vorarlberg. H. M. Z. 44.603 ex 1884. 30. Jänner. 
Nr. 10. Ausgeg. am 13. Februar. — Reactivirung des Poſtamtes 


Hitzendorf. H. M. Z. 46.077 ex 1884. 3. Jänner. — Einſchärfung der Beſtim⸗ 
mungen über die Unzuläſſigkeit der Verwendung einer gemeinſchaftlichen Begleit⸗ 
adreſſe für Colis postaux nach und im Tranſit durch Italien. H. M. Z 3204. 
31. Jänner. — Einſchärfung der Beſtimmungen über die Behandlung der un⸗ 
genügend frankirten und der unfrankirten Correſpondenzen nach Vereinsländern. 
H. M. Z. 3642. 31. Jänner. 

Nr. 11. Ausgeg. am 18. Februar. — Verwendung von Nachnahme-Poſt⸗ 
anweiſungen im Verkehre mit der Schweiz. H. M. Z. 4388. 16. Februar. 

Nr. 12. Ausgeg. am 20. Februar. — Zuſtellung und Auszahlung con⸗ 
ſignirter Poſtanweiſungen bis 200 fl. und von Nachnahme-Poſtanweiſungen. 
H. M. 3. 4658. 17. Februar. — Verkegung des Poſtamtes Skomielna biafa nach 
Chabowka Bahnhof und Auflaſſung der Poſtſtationen in Mogilany, Myslenice, Lubien 
bei Myslenice, Skomielna biaka, Neumarkt Nowytarg) und Maköw. H. M. Z. 2928. 
10. Februar. 

Nr. 13. Ausgeg. am 21. Februar. Poſtdampfſchiffverbindungen 
Europas nach den übrigen Erdtheilen pro 1885. H. M. Z. 3824. 3. Februar. 
— Auflaſſung der Poſtſtation in Hohenſtadt Bahnhof in Mähren. H. M. 8. 1015. 
29. Jänuer. — Zuläſſigkeit ſchriftlicher Mittheilungen auf den Coupons von 
Poſtanweiſungen im Verkehre mit Italien. H. M. Z. 2925. 31. Jänner. — 
Leitung der Fahrpoſtſendungen nach den Vereinigten Staaten von America. 
H. M. 3. 4387. 6. Februar. Errichtung eines Poſtamtes in Baworow. 
H. M. 8. 1722. 5. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes in Blauda. H. M. 
3. 2607. 9. Februar. — Aenderungen im Fahrpoſttarife „Großbritannien und 
Irland“. H. M. Z. 5049. 13. Februar. } 

Nr. 14. Ausgeg. am 27. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Höflein bei Bruck an der Leitha. H. M. Z. 5008. 19. Februar. — Errichtung 
von königlich ungariſchen Poſtämtern. H. M. Z. 6030. 15. Februar. — Aende⸗ 
rungen im Fahrpoſttarife „Italien“. H. M. Z. 5717. 17. Februar. 

Nr. 15. Ausgeg. am 5. März. — Ausdehnung der ſummariſchen Ueber— 
gabe auf Frachtſtücke mit Werthangabe bis einſchließlich 200 fl. im Poſtverkehre 
von Oeſterreich⸗Ungarn. H. M. Z. 2268. 12. Februar. — Umwandlung des 
Sommerpoſtamtes Truskawiee in ein permanentes mit dem Telegraphendienſte 
eombinirtes Poſtamt. H. M. Z. 3450. 5. Februar. — Aenderungen im Fahr⸗ 
poſttarife „Schweiz“. H. M. Z. 5116. 19. Febrnar. — Errichtung von Poſt⸗ 
ämtern in Dobrova und Horjul. H. M. 8. 5209. 19. Februar. — Errichtung 
der k. k. Bahnpoſten Bodenbach-Auſſig⸗Komotau Nr. 39 und Komotau⸗Auſſig⸗ 
Bodenbach Nr. 39. H. M. Z. 33.652 ex 1884. 18. Februar. 

Nr. 16. Ausgeg. am 10. März. — Gebührenereditirung für Telegramme 
der k. k. Landwehr. H. M. Z. 6840. 27. Februar. — Eröffnung des Weges 
über Neapel für Poſtpackete (Colis postaux) nach Tonkin. H. M. Z. 2496. 
14. Februar. — Einſtellung der Aufgabezeit in die Telegraphenaufgabeſcheine. 
H. M. Z. 5733. 17. Februar. Beförderung von leeren ärariſchen Poſtambu⸗ 
lancewaggons, Straßen⸗Poſtfuhrwerken und ſonſtigen Amtsinventargegenſtänden. 
H. M. Z. 6405. 21. Februar. — Wiedereinführung des telegraphiſchen Witte⸗ 
rungsdienſtes. H. M. Z. 6633. 23. Februar. Ermächtigung des königlich unga⸗ 
riſchen Aerarialpoſtamtes in Deva zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über 
mehr als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. H. M. 3. 7286. 
28. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes in Tichlowitz. H. M. 8. 5752. 
25. Februar. — Errichtung eines Poſtamtes in Leſſonitz. H. M. Z. 6217. 
27. Februar. — Errichtung einer Poſtexpedition in Wilten bei Innsbruck. H. M. 
Z. 6059. 28. Februar. Aenderungen im Telegraphentarife. H. M. Z. 6147. 
18. Februar. — Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen 
und Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. 3. 5905. 25. Februar. 

Nr. 17. Ausgeg. am 12. März. — Einführung von Klebezetteln für 
recommandirte Briefe. H. M. Z. 18.796 ex 1883. 2. März. — Beſtimmung 
des Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren für ausländiſche Zeitungen 
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pro II. Quartal 1885. H. M. Z. 7508. 3. März. — Hinausgabe des Nach⸗— 
trages Nr. 3 zum Verzeichniſſe der Poſt- und Telegraphenämter in Oeſterreich⸗ 
Ungarn und in Bosnien⸗Herzegowina. H. M. Z. 3059. 13. Februar. — Bei⸗ 
tritt der britiſchen Colonie New⸗South⸗Wales zum internationalen Telegraphen- 
vertrage. H. M. Z. 4813. 20. Februar. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben jedem der beiden Miniſterialräthe im Finanz⸗ 
miniſterium Karl Huber und Dr. Maximilian Chiari das Ritterkreuz des 
Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe der Landesregierung in 
Troppau Wilhelm Ritter Fürer von Haimendorf und Wolkersdorf den 
Orden der eiſernen Krone dritter Clafſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Regierungs— 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne Alexander Merbeller in Teplitz anläßlich 
deſſen Penſionirung die Allexhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtverwalter in Wels Johann Hain den 
Titel und Charakter eines Oberpoſtverwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Forſtinſpectionscommiſſär Franz Widmann 
in Bruneck anläßlich ſeiner Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand den Titel 
und Charakter eines Oberforſtcommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter der Stadtgemeinde Schärding 
Ludwig Pfliegl das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Adjuncten Ignaz Ritter von Jeſchke zum 
Bergeommiſſär ernannt. 


Erledigungen. 

Oberingenieursſtelle im Bereiche des Staatsbandienſtes in Mähren in der 
achten Rangselaſſe, eventuell eine Ingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe, 
bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 50.) 

Pfänderverwahrerſtelle zweiter Claſſe mit 1200 fl., eventuell Pfänder⸗ 
verwahrerſtelle dritter Claſſe mit 1100 fl. und vierter Claſſe mit 1000 fl. Gehalt, 
eventuell eine Protokolliſtenſtelle erſter Claſſe mit 900 fl., beziehungsweiſe zweiter 
Claſſe mit 800 fl. Gehalt, eventuell eine Journaliſtenſtelle mit 700 fl. Gehalt, 
eventuell eine Officialsſtelle mit 600 fl. Gehalt beim k. k. Wiener Verſatzamte⸗ 
bis 11. April. (Amtsbl. Nr. 49.) 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof. Verlags. und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Zu dem im obigen Verlage erschienenen 


Compendium 
der auf das Gewerbewesen bezugnehmenden neuen 
Gesetze, Verordnungen und sonstigen Vorschriften. 


Im Auftrage des Handelsministeriums 
herausgegeben von 
Bela Freiherrn von Weigelsperg, 
k. k. Sectionsrath im Handelsministerium 
gelangte dieser Tage 


das III. Supplementheft — Preis 30 kr. 
zur Ausgabe und wurde damit dieses wichtige, speciell für den 
Amtsgebrauch der k. k. Behörden bestimmte Handbuch wiederum 
durch die neuesten Verordnungen ete. etc. bis auf die jüngste Zeit 
vervollständigt. 

Das complete Werk sammt allen Supplementen kostet nun- 
mehr 3 fl. 80 kr., gebunden in Leinen 4 fl. 40 kr. und ist in 
allen Buchhandlungen vorräthig, auch kann dasselbe ebenfalls jederzeit 
vom obigen Verlage bezogen werden. 


Ferner erschien im obigen Verlage: 
Rechtsprechung 
und materielle Rechtskraft. 


Verwaltungsrechtliche Studien 
von 
Dr. Edmund Bernatzik. 
X und 326 Seiten gr. 8. Preis 3 fl. 


hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitschrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 43 und 44 der Erfenutnifle 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


